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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1962 Ausgegeben am 5. April 1962 22. Stück

9 1 . Bundesgesetz: Abänderung der 12. Opferfürsorgegesetz-Novelle.
92. Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Umsatzsteuergesetzes 1959.
93. Bundesgesetz: Bedeckung des Abganges des Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1962.
94. Bundesgesetz: Rekonstruktion der Austrian Airlines Österreichische Luftverkehrs-Aktien-

gesellschaft.
95. Verordnung: Ausnahme der Angestellten der betriebsähnlichen Verwaltung der Heeres-Land-

und Forstwirtschaftsverwaltung Allentsteig von der Anwendung des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948.

9 1 . Bundesgesetz vom 21. März 1962,
womit das Bundesgesetz vom 22. März 1961,
BGBl. Nr. 101 (12. Opferfürsorgegesetz-

Novelle), abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 22. März 1961, BGBl.
Nr. 101, mit dem das Opferfürsorgegesetz,
BGBl. Nr. 183/1947, abgeändert und ergänzt
wird (12. Opferfürsorgegesetz-Novelle), wird ab-
geändert wie folgt:

Im Artikel III haben die Abs. 1 und 2 zu
lauten:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich der
Personen, die vor dem Jahre 1962 das 65. Lebens-
jahr vollendet haben, sowie hinsichtlich der Emp-
fänger einer Unterhaltsrente (§11 Abs. 5 bis 7
des Opferfürsorgegesetzes) am 27. November
1961 in Kraft.

(2) Hinsichtlich des übrigen anspruchsberech-
tigten Personenkreises tritt dieses Bundesgesetz
in Kraft, sobald der am 27. November 1961
unterzeichnete österreichisch-deutsche Finanz-
und Ausgleichsvertrag in Kraft getreten ist.
Dieser Zeitpunkt ist von der Bundesregierung
im Bundesgesetzblatt kundzumachen."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Gorbach Pittermann Afritsch Broda
Drimmel Proksch Klaus Hartmann
Bock Waldbrunner Schleinzer Kreisky

9 2 . Bundesgesetz vom 21. März 1962, mit
dem das Umsatzsteuergesetz 1959 neuerlich

abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Umsatzsteuergesetz 1959, BGBl. Nr. 300/
1958, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 302/1959 und BGBl. Nr. 170/1961 wird wie
folgt abgeändert:

1. Im § 4 Abs. 1 hat die Z. 2 zu lauten:

„2. die erste Lieferung von in das Inland ein-
geführten und in der Anlage A (Freiliste 2), die
einen Bestandteil dieses Bundesgesetzes bildet,
aufgezählten Rohstoffen, Halberzeugnissen,
Lebens- und Futtermitteln im Großhandel. Die
Steuerfreiheit ist nur gegeben, soweit die Gegen-
stände im Inland nicht oder nur in einem in der
Anlage B, die einen Bestandteil dieses Bundes-
gesetzes bildet, bestimmten Umfang bearbeitet
oder verarbeitet worden und die Voraussetzun-
gen für die Steuerfreiheit buchmäßig (§ 5
Abs. 10) nachgewiesen sind. Für die Lieferungen
des Bearbeiters oder Verarbeiters gelten als
Gegenstände der Anlage A alle Gegenstände,
welche durch die in der Anlage B zugelassene
Bearbeitung und Verarbeitung entstanden sind;".

2. Im § 4 Abs. 1 hat die Z. 4 zu lauten:

„4. die Lieferungen der in der Anlage C (Frei-
liste 3), die einen Bestandteil dieses Bundes-
gesetzes bildet, aufgezählten Rohstoffe und Halb-
erzeugnisse im Großhandel, soweit der Unter-
nehmer die Gegenstände erworben, sie weder be-
arbeitet noch verarbeitet und die Voraussetzun-
gen für die Steuerfreiheit buchmäßig (§ 5
Abs. 10) nachgewiesen hat. Die Steuerfreiheit
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wird durch die in der Anlage D, die einen Be-
standteil dieses Bundesgesetzes bildet, zugelas-
senen Bearbeitungen und Verarbeitungen nicht
ausgeschlossen. Die Lieferung eines durch eine zu-
gelassene Bearbeitung oder Verarbeitung ent-
standenen Gegenstandes ist nur dann steuerfrei,
wenn der gelieferte Gegenstand in der Anlage C
als Rohstoff oder Halberzeugnis genannt ist.
Setzt der Unternehmer Gegenstände auch im
Einzelhandel um, so tr i t t die Steuerfreiheit für
die Lieferungen im Großhandel nur dann ein,
wenn im letzten vorangegangenen Kalenderjahr
die Lieferungen im Einzelhandel nicht mehr als
75 v. H. des Gesamtumsatzes betragen haben;
die Steuerfreiheit für die Lieferungen von Stein-
kohle, Braunkohle, Preßkohle (Briketts) und aus
Kohle hergestelltem Koks sowie von Dünge-
mitteln, Getreide, Mehl, Schrot und Kleie aus
Getreide im Großhandel tr i t t auch dann ein,
wenn im letzten vorangegangenen Kalenderjahr
die Lieferungen im Einzelhandel mehr als
75 v. H. des Gesamtumsatzes betragen haben;".

3. Im § 4 Abs. 1 hat die Z. 15 zu lauten:
„15. die Umsätze der Blinden, wenn sie nicht

mehr als drei sehende Arbeitnehmer beschäftigen
und die Voraussetzungen der Steuerfreiheit durch
eine Bescheinigung über den Erhalt der Blinden-
beihilfe oder durch eine Bestätigung der zuständi-
gen Bezirksverwaltungsbehörde oder durch den
Rentenbescheid oder eine Bestätigung des zu-
ständigen Landesinvalidenamtes nachweisen. Die
Ehefrau, die minderjährigen Abkömmlinge, die
Eltern des Blinden und die Lehrlinge gelten nicht
als Arbeitnehmer im Sinne des ersten Satzes;".

Artikel II.

(1) Die Bestimmungen des Artikels I sind,
soweit in den Abs. 2 bis 5 nichts anderes be-
stimmt wird, auf steuerbare Umsätze anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 1958 bewirkt
werden oder bewirkt worden sind.

(2) Die Z. 2, 16, 19, 21, 31 und 36 der An-
lage A sind auf steuerbare Umsätze anzuwenden,
die nach dem 12. Juli 1960 bewirkt werden oder
bewirkt worden sind.

Die Z. 25 der Anlage A ist auf steuerbare Um-
sätze anzuwenden, die nach dem 5. Juli 1961
bewirkt werden oder bewirkt worden sind.

Die Z. 1, 9 und 37 der Anlage A sind auf
steuerbare Umsätze anzuwenden, die nach dem
31. März 1962 bewirkt werden.

Die Z. 14, 15, 18, 20 und 30 der Anlage A
sind auf steuerbare Umsätze anzuwenden, die
vor dem 13. Juli 1960 bewirkt worden sind.

Die Z. 24 der Anlage A ist auf steuerbare
Umsätze anzuwenden, die vor dem 6. Juli 1961
bewirkt worden sind.

Die Z. 10 der Anlage A ist auf steuerbare Um-
sätze anzuwenden, die vor dem 1. April 1962
bewirkt werden oder bewirkt worden sind.

(3) Die Z. 8, 12 und 15 der Anlage B sind auf
steuerbare Umsätze anzuwenden, die nach dem
12. Juli 1960 bewirkt werden oder bewirkt
worden sind.

Die Z. 3 und 19 der Anlage B sind auf steuer-
bare Umsätze anzuwenden, die nach dem
31. März 1962 bewirkt werden.

Die Z. 7, 11 und 14 der Anlage B sind auf
steuerbare Umsätze anzuwenden, die vor dem
13. Juli 1960 bewirkt worden sind.

Die Z. 4 der Anlage B ist auf steuerbare Um-
sätze anzuwenden, die vor dem 1. April 1962
bewirkt werden oder bewirkt worden sind.

Die Z. 17 der Anlage B ist auf steuerbare Um-
sätze anzuwenden, die vor dem 13. Juli 1960
und nach dem 31. März 1962 bewirkt werden
oder bewirkt worden sind.

Die Z. 18 der Anlage B ist auf steuerbare Um-
sätze anzuwenden, die nach dem 12. Juli 1960,
aber vor dem 1. April 1962 bewirkt werden
oder bewirkt worden sind.

(4) Die Z. 5, 7, 11, 16, 19, 23 und 29 der
Anlage C sind auf steuerbare Umsätze anzuwen-
den, die nach dem 12. Juli 1960 bewirkt werden
oder bewirkt worden sind.

Die Z. 1 der Anlage C ist auf steuerbare Um-
sätze anzuwenden, die nach dem 11. Oktober
1961 bewirkt werden oder bewirkt worden sind.

Die Z. 2, 8, 25, 26 und 27 der Anlage C sind
auf steuerbare Umsätze anzuwenden, die nach
dem 31. März 1962 bewirkt werden.

Die Z. 6, 15, 22 und 28 der Anlage C sind
auf steuerbare Umsätze anzuwenden, die vor
dem 13. Juli 1960 bewirkt worden sind.

Die Z. 9 und 24 der Anlage C sind auf steuer-
bare Umsätze anzuwenden, die nach dem 12. Juli
1960, aber vor dem 1. April1 1962 bewirkt
werden oder bewirkt worden sind.

(5) Die Z. 8, 9, 14, 20 und 24 der Anlage D
sind auf steuerbare Umsätze anzuwenden, die
nach dem 12. Juli 1960 bewirkt worden sind.

Die Z. 1 der Anlage D ist auf steuerbare
Umsätze anzuwenden, die nach dem 11. Oktober
1961 bewirkt werden oder bewirkt worden sind.

Die Z. 3, 12, 16, 17 und 18 der Anlage D sind
auf steuerbare Umsätze anzuwenden, die nach
dem 31. März 1962 bewirkt werden.

Die Z. 7, 13, 19 und 23 der Anlage D sind
auf steuerbare Umsätze anzuwenden, die vor
dem 13. Juli 1960 bewirkt worden sind.

Die Z. 4, 11 und 15 der Anlage D sind auf
steuerbare Umsätze anzuwenden die nach dem
12. Juli 1960, aber vor dem 1. April 1962 be-
wirkt werden oder bewirkt worden sind.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Klaus
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Anlage A

(zu § 4 Abs. 1 Z. 2)

Verzeichnis der Rohstoffe, Halberzeugnisse, Lebens- und Futtermittel
(Freiliste 2)
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Anlage B

(zu § 4 Abs. 1 Z. 2)

Verzeichnis der besonders zugelassenen Bearbeitungen und Verarbeitungen
nach der Einfuhr
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Anlage C

(zu § 4 Abs. 1 Z. 4)

Verzeichnis der Rohstoffe und Halberzeugnisse
(Freiliste 3)
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Anlage D

(zu § 4 Abs. 1 Z. 4)

Verzeichnis der besonders zugelassenen Bearbeitungen und Verarbeitungen
im Großhandel
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9 3 . Bundesgesetz vom 21. März 1962, be-
treffend die Bedeckung des Abganges des
Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1962.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen wird
ermächtigt, dem Milchwirtschaftsfonds (Markt-
ordnungsgesetz, BGBl. Nr. 276/1958) zur Er-
füllung seiner gesetzlichen Aufgaben im Ge-
schäftsjahr 1962 einen Zuschuß zu gewähren,
dessen Höhe durch den Betrag bestimmt wird,
um den die Summe der vom Milchwirtschafts-
fonds in diesem Geschäftsjahr gemäß §§ 6 und 7
Abs. 3 des Marktordnungsgesetzes gewährten
Zuschüsse und Transportkostenvergütungen die
Summe der im gleichen Zeitraum an den Milch-
wirtschaftsfonds gemäß §§ 4, 5 und 7 Abs. 1
und 2 des Marktordnungsgesetzes entrichteten
Preisausgleichsbeiträge und Transportausgleichs-
beiträge übersteigt.

§ 2. Der Zuschuß gemäß § 1 darf den Gesamt-
betrag von 289'5 Millionen Schilling nicht über-
steigen. Er ist zu Lasten des finanzgesetzlichen
Ansatzes Kapitel 18 Titel 10 § 3 „Milchpreis-
ausgleich" mit einem Teilbetrag von 230 Mil-
lionen Schilling unter der Post 30 „Zuschuß zum
Gebarungsabgang des Milchwirtschaftsfonds", mit
einem Teilbetrag von 4'5 Millionen Schilling
unter der Post 31 „Ausgaben aus dem Import-
ausgleich bei Milch und Erzeugnissen aus Milch
gemäß §§15 bis 19 Marktordnungsgesetz nach
Maßgabe der Einnahmen a) Verbilligungsmaß-
nahmen" und mit einem Teilbetrag von 55 Mil-
lionen Schilling unter der Post 32 „Ausgaben
gemäß § 7 b Abs. 4 Marktordnungsgesetz nach
Maßgabe der Einnahmen a) Verbilligungsmaß-
nahmen" zu verausgaben. Die budgetmäßige Be-
deckung für diese Ausgabe ist. hinsichtlich eines
Betrages von 210 Millionen Schilling in dem bei
vorgenanntem finanzgesetzlichem Ansatz unter
Post 30 veranschlagten gleichhohen Kredit, hin-
sichtlich eines Betrages von 59'5 Millionen Schil-
ling in zweckgebundenen Einnahmen und hin-
sichtlich eines Betrages von 20 Millionen Schilling
durch Ersparungsmaßnahmen zu, finden, soweit
nicht Mehreinnahmen herangezogen werden
können,

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Klaus

9 4 . Bundesgesetz vom 21. März 1962,
über die Rekonstruktion der Austrian Air-
lines Österreichische Luftverkehrs-Aktien-

gesellschaft.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes-

minister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft
neu ausgegebene Aktien der Austrian Airlines
Österreichische Luftverkehrs-Aktiengesellschaft
zum Nennbetrag von 138,000.000 S namens des
Bundes zu erwerben.

(2) Die Ermächtigung gemäß Abs. 1 hat zur
Voraussetzung, daß

1. das Grundkapital der Austrian Airlines
Österreichische Luftverkehrs-Aktiengesellschaft
gemäß § 182 Aktiengesetz auf 12,000.000 S
herabgesetzt wird,

2. die Erhöhung des Grundkapitals der
Austrian Airlines Österreichische Luftverkehrs-
Aktiengesellschaft auf 150,000.000 S unter Aus-
schluß des Bezugsrechtes beschlossen und die neu
auszugebenden Aktien dem Bund zur Zeichnung
zum Nennbetrag angeboten werden, wobei die
Einzahlung eines Drittels der Kapitalerhöhung
im Geschäftsjahr 1962 zu erfolgen hat, und

3. die folgenden Änderungen der Satzung der
Austrian Airlines Österreichische Luftverkehrs-
Aktiengesellschaft beschlossen und im Handels-
register eingetragen sind:

a) daß die Aktien auf Namen lauten und die
Übertragung der Aktien an die Zustim-
mung der Gesellschaft gebunden ist,

b) daß Hauptversammlungsbeschlüsse einer
Mehrheit bedürfen, die mindestens zwei
Drittel des bei der Beschlußfassung ver-
tretenen Grundkapitals umfaßt, sofern das
Gesetz nicht eine größere Mehrheit des ver-
tretenen Grundkapitals vorsieht,

c) daß der Aufsichtsrat aus zehn oder zwölf
Mitgliedern besteht, auf Antrag eines
Aktionärs — falls ein Aufsichtsratmitglied
vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet —
ungesäumt eine Hauptversammlung zur
Ersatzwahl einzuberufen ist und der Auf-
sichtsrat beschlußfähig ist, wenn mehr als
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist,
sowie, daß im Falle der Stimmengleichheit
dem Vorsitzer des Aufsichtsrates (Stellver-
treter) kein Entscheidungsrecht zusteht,

d) daß kein Vorsitzer des Vorstandes bestellt
wird.

§ 2. Der Bund kann nach Erwerbung der in
§ 1 Abs. 1 bezeichneten Aktien bis zum Nenn-
betrag von 50,000.000 S diese Aktien an Bundes-
länder und Stadtgemeinden und bis zum Nenn-
betrag von 38,000.000 S an physische und juri-
stische Personen des Privatrechtes sowie Per-
sonengesellschaften des Handelsrechtes bis Ende
1963 zum Nennbetrag verkaufen.

§ 3. (1) Binnen einem Monat nach Erwerb der
Aktien der Austrian Airlines Österreichische Luft-
verkehrs-Aktiengesellschaft gemäß § 1 ist eine
Hauptversammlung der Austrian Airlines Öster-
reichische Luftverkehrs-Aktiengesellschaft abzu-
halten, in der der Aufsichtsrat zu wählen ist. Mit
Beendigung dieser Hauptversammlung endet die
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Amtsdauer des bisherigen Aufsichtsrates und Vor-
standes.

(2) In der Austrian Airlines Österreichische
Luftverkehrs-Aktiengesellschaft haben ausschließ-
lich solche Personen Organfunktionen auszu-
üben, die in wirtschaftlichen Fragen fachlich vor-
gebildet und zur Ausübung dieser Organfunk-
tionen befähigt sind. Bei der Bestellung von
Organen sind das Kräfteverhältnis und die Vor-
schläge der im Nationalrat vertretenen politischen
Parteien zu berücksichtigen.

(3) Unter Organ im Sinne des Abs. 2 sind der
Aufsichtsrat und der Vorstand zu verstehen.

§ 4. (1) Die Veräußerung der vom Bund auf
Grund dieses Bundesgesetzes oder einer etwaigen
späteren Erhöhung des Grundkapitals erwor-
benen Aktien kann mit Ausnahme der in § 2
vorgesehenen Veräußerung nur auf Grund eines
Bundesgesetzes (Artikel 42 Absatz 5 Bundes-Ver-
fassungsgesetz) erfolgen.

(2) Die Aktien der Bundesländer und Stadt-
gemeinden (§ 2) können nur an den Bund oder
an andere Bundesländer und Stadtgemeinden
veräußert werden.

§ 5. (1) Die Verpflichtungen aus den von der
Austrian Airlines Österreichische Luftverkehrs-
Aktiengesellschaft mit Haftung des Bundes im
Sinne der Bundesgesetze vom 4. März 1959,
BGBl. Nr . 67, und vom 18. Mai 1960, BGBl.
Nr. 110, bei österreichischen Banken in Höhe von
25,000.000 S und 95,000.000 S aufgenommenen
Krediten sind von der Republik Österreich zu
erfüllen. Die Republik Österreich verzichtet auf
die Ausübung ihres Regreßrechtes gegenüber der
Austrian Airlines Österreichische Luftverkehrs-
Aktiengesellschaft.

(2) Die Verpflichtungen aus dem von der
Austrian Airlines Österreichische Luftverkehrs-
Aktiengesellschaft mit Haftung des Bundes im
Sinne des Bundesgesetzes vom 30. Oktober 1958,
BGBl. Nr . 239, betreffend die Aufnahme von
Anleihen in fremder Währung (Auslandsanleihen-
gesetz), in der Fassung des Bundesgesetzes vom
4. März 1959, BGBl. Nr . 66, im Gegenwert von
81,000.000 S aufgenommenen Kredit hat die
Republik Österreich zu erfüllen. Die Republik
Österreich verzichtet auf die Ausübung ihres
Regreßrechtes gegenüber der Austrian Airlines
Österreichische Luftverkehrs-Aktiengesellschaft.

(3) Die Verpflichtung der Austrian Airlines
Österreichische Luftverkehrs-Aktiengesellschaft
aus den ihr in den Jahren 1960 und 1962 für
den Ankauf von Flugzeugen von der Republik
Österreich gewährten Darlehen von 199,000.000 S
ist erloschen.

(4) Die Austrian Airlines Österreichische Luft-
verkehrs-Aktiengesellschaft kann die ihr nach
den vorstehenden Bestimmungen gewährten
Nachlässe in den Abschlüssen für die Geschäfts-
jahre, in denen die nachgelassenen Verbindlich-
keiten begründet wurden, rückwirkend aus-

weisen, soweit dies zur Beseitigung von Ver-
lusten notwendig ist.

(5) Sollte das Geschäftsjahr 1962 der Austrian
Airlines Österreichische Luftverkehrs-Aktien-
gesellschaft mit einem Reingewinn abschließen,
so ist dieser der gesetzlichen Rücklage zuzuwei-
sen.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 werden
erst rechtswirksam, wenn von der in § 1 Abs. 1
enthaltenen Ermächtigung Gebrauch gemacht
worden ist.

§ 6. (1) Vermögensvermehrungen, die bei der
Austrian Airlines Österreichische Luftverkehrs-
Aktiengesellschaft auf Grund dieses Bundes-
gesetzes eintreten, unterliegen nicht den Abgaben
vom Einkommen und Ertrag.

(2) Die durch dieses Bundesgesetz veranlaßten
Rechtsvorgänge und die darüber errichteten Ur -
kunden sind von der Gesellschaftsteuer und von
den Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

§ 7. Die dem Bund gehörigen Anteilsrechte
der Austrian Airlines Österreichische Luftver-
kehrs-Aktiengesellschaft werden vom Bundes-
minister für Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Verkehr und Elektrizitäts-
wirtschaft ausgeübt.

§ 8. Mit der Vollziehung des § 6 dieses Bundes-
gesetzes wird das Bundesministerium für Finan-
zen, des § 3 Abs. 1 und des § 5 Abs. 4 und 5 das
Bundesministerium für Finanzen im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Justiz und
dem Bundesministerium für Verkehr und Elek-
trizitätswirtschaft und mit der Vollziehung der
übrigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes das
Bundesministerium für Finanzen im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Verkehr
und Elektrizitätswirtschaft betraut.

Schärf
Gorbach Klaus Broda Waldbrunner

95. Verordnung der Bundesregierung vom
20. März 1962, mit der die Angestellten der
betriebsähnlichen Verwaltung der Heeres-
Land- und Forstwirtschaftsverwaltung Allent-
steig von der Anwendung des Vertragsbe-
dienstetengesetzes 1948 ausgenommen wer-

den.
Auf Grund des § 1 Abs. 5 des Vertragsbedien-

stetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, wird ver-
ordnet:

Die Angestellten der betriebsähnlichen Verwal-
tung der Heeres-Land- und Forstwirtschaftsver-
waltung Allentsteig werden von der Anwendung
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 ausgenom-
men.

Gorbach Pittermann Afritsch Broda
Drimmel Proksch Klaus Hartmann

Bock Waldbrunner Kreisky


